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Liebe Genossinnen und Genossen, 
es ist soweit: vor Euch liegt der erste Versuch 
des neuen Infobriefes. Er soll einen kurzen 
Abriss über Themen und Ereignisse im Land, in 
der Fraktion und im Ortsverein wiedergeben. 
Wir werden versuchen diesen Infobrief 3 - 4x 
im Jahr an alle Mitglieder mit einer 
Mailadresse zu senden. Das ist zwar eine 
Menge Arbeit aber wir hoffen, dass es eine 
gute Art ist mit den Genossinnen und 
Genossen in Kontakt zu kommen. 
Natürlich würden wir uns auch über ein 
Feedback von Euch sehr freuen; natürlich auch 
über ein kritisches denn dieser Infobrief ist der 
Erste seiner Art  und soll ja alle Mitglieder 
ansprechen! 
 
 

 

 

Fix was los in der Landespolitik:  

Der SPD-Landesvorsitzende Ralf Stegner 
erklärt zu den von der Bundesregierung 
beschlossenen Steuersenkungen: 

Die beschlossenen Steuersenkungen 
spotten jeder Beschreibung. Die Euro-Krise 
verlangt hohe Garantien von Seiten 
Deutschlands, die die öffentlichen Kassen 
belasten. Die schwächelnde Konjunktur lässt 
an den prognostizierten Steuereinnahmen 

zweifeln. Nach wie vor sind Bund, Länder und 
Kommunen hochverschuldet. Und wir haben 
einen enormen Investitionsbedarf in Bildung, 
Infrastruktur, Familien und die Energiewende.  

CDU und FDP handeln verantwortungslos, 
wenn sie Bund, Länder und Kommunen mit 
Steuersenkungen weiter belasten. Fest steht: 
Eine gut funktionierende Infrastruktur, gute 
Schulen und ein hohes Maß an öffentlicher 
Sicherheit setzen eine angemessene und 
solide Einnahmebasis in den öffentlichen 
Haushalten voraus. Wir brauchen einen 
handlungsfähigen Staat, der in Krisen auch 
finanziell aktionsfähig bleibt und endlich die 
notwendigen Investitionen in unsere Zukunft 
tätigen kann. Dazu hat die SPD ein Konzept 
vorgestellt, das eine Anhebung des 
Spitzensteuersatzes und die 
Wiedereinführung der Vermögensteuer 
vorsieht. Wer meint, die katastrophalen 
Umfrageergebnisse durch Wahlgeschenke 
ändern zu können, irrt. Die Bürgerinnen und 
Bürger fallen auf so etwas nicht mehr herein. 
Ein jeder, der im Bundestag diesen 
Steuersenkungen zustimmt, verliert jede 
Legitimation, über mangelnde Investitionen 
des Bundes beim Nord-Ostsee-Kanal, bei der A 
20, der B 5 oder bei den dänischen Schulen zu 
klagen. Ein jeder, der im Bundesrat zustimmt, 
soll hier in Schleswig-Holstein nicht mit der 
Alternativlosigkeit bei Kürzungen im 
Bildungsbereich, bei den Beamten oder beim 
Blindengeld argumentieren. Meine Hoffnung 
ist, dass dieser Steuersenkungsbeschluss, wie 
auch alle vorherigen, das Stadium der 
Ankündigung nicht übersteht. Anderenfalls 
bitte ich mit der Abstimmung bis zum 
nächsten Mai zu warten. Dann wird mit der 
Gegenstimme einer SPD-geführten 
Landesregierung dieser Unfug sowieso 
verhindert werden. 

Ralf Stegner zur Diskussion über 
rechtsextremistischen Terror in Deutschland  

"In Deutschland kommt die Gefahr offenbar 
wieder von rechts. Die Erkenntnisse der 
letzten Tage schockieren und stellen eine 
neue Dimension rechtsextremer Gewalt in 
Deutschland dar. Der Kampf gegen den 
gewaltsamen und politischen 
Rechtsextremismus darf deshalb nicht weiter 



verharmlost oder relativiert werden. Politik 
und Zivilgesellschaft sind gefragt, einer 
menschenfeindlichen Ideologie und ihren 
schrecklichen Auswüchsen Einhalt zu 
gebieten. Dass über ein Jahrzehnt 
rechtsextreme Täter skrupellose Mordtaten 
verüben können und eher per Zufall entdeckt 
werden, wirft viele Fragen auf. Diese richten 
sich an den Verfassungsschutz, 
Ermittlungsbehörden wie politisch 
Verantwortliche. Die brutalen Taten gegen 
Ausländer und die regelrechte Hinrichtung 
einer Polizistin - versehen mit rechter 
Hasspropaganda - zeigen auch, dass die 
Verharmlosung der Bedrohung von Rechts 
falsch und gefährlich ist. Alle politischen 
Ebenen sind nun gefordert, ihrer 
Verantwortung gerecht zu werden. Dazu ist es 
zunächst nötig Klarheit über den Wissensstand 
der polizeilichen und geheimdienstlichen 
Strukturen zu erlangen. Dies gilt sowohl für 
die Bundes-, aber auch für die Landesebene. 
Auch sollten Bundesregierung, Bundesrat und 
Bundestag endlich einen gemeinsamen Weg 
finden, das Verbot der NPD als 
verfassungsfeindlichen politischen Arm der 
Neonazis in Karlsruhe zu erreichen. Diese 
"Partei" wird nach wie vor durch unsere 
Steuergelder finanziert. Auch sind Landes- und 
Bundesregierung aufgefordert, 
zivilgesellschaftlichen Akteuren gegen Rechts - 
Initiativen, Vereinen, Verbänden - nicht wie 
bisher die finanziellen Grundlagen für ihre 
Arbeit zu schmälern. Wir brauchen dringend 
dieses Engagement der Menschen vor Ort 
gegen rechtsextremistisches Gedankengut 
und politisch motivierte Gewalt. 
Rechtsextremismus gibt es vielerorts in 
Europa: Aber gerade wir Deutschen haben 
nun wirklich allen Grund den Kampf gegen 
Rechts mit Entschlossenheit zu führen. Es darf 
nicht sein, dass in Deutschland Menschen 
wieder Angst vor Nazis haben müssen. Die 
Mordserie sollte uns an die politische 
Verantwortung aller demokratischen Parteien 
erinnern, damit der Weg nicht vom 
Rechtspopulismus über Rechtsextremismus 
bis zum Rechtsterrorismus führen kann.“ 

SPD-Landesvorsitzender Ralf Stegner zum 
Landesparteitag der CDU:  

"Der CDU-Landesparteitag hat gezeigt, dass 
die Konservativen im Land mehr mit sich 
selbst, als mit der Zukunft des Landes 
beschäftigt sind. Dies mag nach den 
innerparteilichen Verwicklungen der 
vergangenen Monate und bei schlechten 
Umfragewerten verständlich sein. Von einer 
amtierenden Regierungspartei sollte man aber 
deutlich mehr erwarten können. Um des 
innerparteilichen Friedens willen werden die 
Belange der Städte und der Sozialpolitiker 
beiseite geschoben. Die Kandidatinnen und 
Kandidaten der zwei großen Städte Lübeck 
und Kiel werden ebenso auf schlechte Plätze 
der Landesliste geschoben, wie die Vertreter 
des Arbeitnehmer- und Sozialflügels der CDU. 
So gewinnt man zwar an urkonservativem 
Profil, aber verliert den Anspruch, Politik für 
alle Menschen im Land machen zu wollen. Die 
CDU nimmt billigend in Kauf, dass absehbar 
über eine halbe Millionen Menschen aus den 
Städten keine Lobby in der künftigen CDU-
Fraktion haben werden. Ihre Belange spielen 
für den Erhalt der parteiinternen 
Machtarchitektur keine Rolle.  

Gute Politik für unser Land folgt dem 
Grundsatz "Stadt und Land - Hand in Hand". 
Die SPD bereitet sich in diesem Sinne auf die 
Regierungsübernahme vor - programmatisch 
und personell. Die CDU hat mit diesem 
Parteitag die Chance vertan, den Menschen im 
Land zu erklären, warum sie erneut in 
Regierungsverantwortung gewählt werden 
sollte. Die jüngst inszenierte Regierungsbilanz, 
die auch Herr de Jager mit zu vertreten hat, ist 
kein geeignetes Fundament, auf dem die 
Zukunft des Landes fußen kann. Die CDU hatte 
ihre Chance sich in der Regierung zu 
beweisen. Selbst in ihrer "Traumkoalition" ist 
ihr das nicht gelungen. Dieser Parteitag 
zeichnet das Bild einer Partei auf ihrem Weg in 
die Opposition."  

 

Besucht uns unter:  

www.spd-hu.de 

 



Zur Pressekonferenz der Landesregierung 
erklärt der Ministerpräsidentenkandidat der 
SPD zur Landtagswahl 2012, Torsten Albig: 

 „Unser Land kann mehr, als die 
amtierende Landesregierung wahrhaben will 
und zulässt. Unser Land verdient eine 
Landesregierung, die die Potentiale des 
Landes, seiner Bürgerinnen und Bürger 
erkennt, sie unterstützt und zum Wohl aller 
nutzt. Es verdient eine Landesregierung, die 
sich verlässlich gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern auf den Weg macht, 
unser Land wirtschaftlich stärker, sozial 
gerechter und finanziell solide in die Zukunft 
zu führen.  
Den Status Quo lustlos zu verwalten darf nicht 
Anspruch einer Landesregierung sein. Die 
Darbietung heute zeigt, dass unser Land eine 
Regierung auf Abruf hat - eine 
Landesregierung ohne Ziel und Kurs, ohne 
Hoffnung und Perspektiven. Diese 
Landesregierung und die sie tragenden 
Parteien können unser Land nicht mehr nach 
vorne bringen. Die Sozialdemokratie bereitet 
sich deshalb ernsthaft und im Dialog mit den 
Bürgerinnen und Bürgern auf die 
Regierungsübernahme im kommenden Jahr 
vor.  
Eine neue Landesregierung wird gutes 
politisches Handwerk beweisen und sich auch 
erkennbare Ziele setzen. Ziele, die in großer 
Gemeinsamkeit mit den Bürgerinnen und 
Bürgern, den Gemeinden, Kreisen und 
Städten, Vereinen und Verbänden, 
Unternehmen, Gewerkschaften und Kirchen 
diskutiert, entwickelt und umgesetzt werden. 
Gute Politik setzt Ziele, die anspornen und 
zugleich realistisch sind. Gute Politik setzt bei 
der Erreichung der Ziele auf Dialog und nicht 
auf einsame Entscheidungen. Gute Politik, 
dient dem Allgemeinwohl und nicht den 
Interessen einzelner. Die neue 
Landesregierung wird dies beherzigen. "  

 

Besucht uns unter: 

www.spd-hu.de 

 

 

Betreuungsgeld 

Zum Beschluss der schwarz/gelben 
„Herdprämie“ erklären der SPD-
Fraktionssprecher für Kinderbetreuung, 
Detlef Buder und Gesa Tralau, 
familienpolitische Sprecherin des SPD-
Landesvorstandes:  „Für einige Zeit konnte 
man hoffen, das unsägliche Betreuungsgeld 
sei Vergangenheit. Nun hat sich die CSU damit 
durchgesetzt, mit dieser Herdprämie 
möglichst viele Eltern aus der 
Inanspruchnahme von Krippenplätzen 
herauszukaufen. Gleichzeitig teilt das 
Statistische Bundesamt mit, dass das Ziel, 
Krippenplätze für mindestens 35 % aller 
Kinder unter drei Jahren einzurichten, noch in 
weiter Ferne steht. Die einzige 
verantwortbare Entscheidung wäre gewesen, 
dass der Bund die Kommunen beim Ausbau 
der Krippenplätze stärker unterstützt; dafür 
können z. B. die für die „Herdprämie“ 
vorgesehenen Mittel weitaus sinnvoller 
verwendet werden. Der jetzige Beschluss wird 
und soll nichts anderes bewirken, als dass sich 
gerade finanzschwache Familien lieber für 
Bargeld statt für Betreuung entscheiden. 

Es besteht jedoch die begründete Hoffnung, 
dass der Bundesrat diesen Unsinn wieder 
einkassiert. Wir fordern die Landesregierung 
auf, den entsprechenden Gesetzentwurf im 
Bundesrat.“ 

 

 

 



Unser Kandidat für die Landtagswahl 
2012 im Wahlkreis Segeberg West 

       

Stefan Weber, ist 48 Jahre alt und wohnhaft in 
Sievershütten. Geboren und aufgewachsen ist 
er in Hamburg-Poppenbüttel. Seit 25 Jahren 
arbeitet er als Angestellter im öffentlichen 
Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg 
beim Landesbetrieb Erziehung und 
Berufsbildung. Dort leitet er die 
Jugendhilfeabteilung West. Seit 15 Jahren ist 
er mit seiner Frau Martina glücklich 
verheiratet und sie haben zwei Töchter (13 
und 15 Jahre) zusammen.  
Stefan hat eine abgeschlossene 
Berufsausbildung als Einzelhandelskaufmann 
und ist staatlich anerkannter Erzieher. 
Berufsbegleitend hat er ein Vollzeitstudium an 
der Hochschule für Wirtschaft und Politik 
Soziologie (Abschluss als Diplom Sozialwirt) 
und an der Universität Hamburg Kriminologie-
Studium durchgeführt und abgeschlossen. In 
einem weiteren berufsbegleitenden 
Abendstudium hat er sich zum Sozial- und 
Gesundheitsmanager weitergebildet.  
Seit 2002 ist Stefan Mitglied der SPD im 
Ortsverein Sievershütten-Stuvenborn-
Hüttbleck als Vorsitzender, Delegierter und 
derzeit als stellvertretender Vorsitzender. Seit 
2003 ist er in der Mitgestaltung der  
Gemeinderatsarbeit aktiv; erst als wählbarer 
Bürger und seit 2005 als Gemeindevertreter. 
2008 erfolgte dann die Wahl als 
ehrenamtlicher Bürgermeister. Auf 

Amtsebene ist Stefan stellvertretender 
Vorsitzender des Jugend- und 
Sportausschusses; in der SPD Schleswig 
Holstein ist er am Forum Familie aktiv 
beteiligt.  
Sein Gegenkandidat von der CDU ist der 
ehemalige Bürgermeister von Henstedt-
Ulzburg Volker Dornquast. 
 
Mehr von Stefan auf seiner Homepage unter: 
http://www.spd-segeberg.de/weber/ 
 
 
 

  +  

Aktivitäten in der Fraktion 

SPD erwartet Mindereinnahmen durch 
schwarz-gelbe Steuersenkungspläne 

Welche negativen Auswirkungen haben die 
schwarz-gelben Steuersenkungspläne in Berlin 
auf den Haushalt von Henstedt-Ulzburg? Diese 
Frage will die SPD-Fraktion in der 
Gemeindevertretung beantwortet haben und 
hat deshalb eine Anfrage an den 
Bürgermeister gestellt. 

Die Pläne der Bundesregierung sehen im 
Wesentlichen zwei Maßnahmen vor, die die 
steuerliche Einnahmesituation der 
Kommunen verändern werden: Zum einen 
geht es um die Anhebung des 
Grundfreibetrages der Einkommensteuer und 
zum anderen um die Beteiligung der 
Kommunen an der Entzerrung der kalten 
Progression. 

Die SPD-Fraktion befürchtet, dass diese 
Veränderungen die kommunalen Haushalte 
erdrosseln werden, da Kommunen anteilig an 
der Einkommensteuer beteiligt sind. 
Henstedt-Ulzburg hat sich in den letzten 
Jahren durch Ausgaben für Schulen und 
Kindertagesstätten verschuldet, um die 
Grundlagen für eine bessere Bildung zu 
schaffen und die Betreuungsangebote für 
unsere Kinder zu garantieren und zu sichern. 
Das war aus Sicht der SPD-Fraktion richtig. 

http://www.spd-segeberg.de/weber/


Unser Fraktionsvorsitzender Horst Ostwald 
erklärt dazu: "Wir sind aber besonders im 
Krippenbereich noch lange nicht am Ziel. Wir 
wollen die Kinderbetreuung entschlossen 
ausbauen, befürchten angesichts der 
konservativ-liberalen Pläne zur Steuersenkung 
aber, dass die Anstrengungen der Kommunen 
wegen der zu erwartenden 
Einnahmeverringerungen zunichte gemacht 
werden." 

Im Interesse der Kommunen im Lande hofft 
die SPD, dass der Bundesrat dem 
kommunalfeindlichen Unfug schnell ein Ende 
setzt. 

Die SPD-Fraktion hat daher folgende Anfrage 
an die Verwaltung gestellt: 

„Sehr geehrter Herr Thormählen, 
im Zusammenhang mit den 
Haushaltsberatungen und damit auch einem 
Ausblick in die nächsten Jahre stellt die SPD-
Fraktion folgende Anfrage: 
Die Pläne der Bundesregierung zur 
Steuersenkung sehen im Wesentlichen zwei 
Maßnahmen vor, die aus unserer Sicht die 
steuerliche Einnahmesituation der 
Kommunen verändern werden: 
 

1. die Anhebung des Grundfreibetrages 
der Einkommensteuer und 
 

2. die Beteiligung der Kommunen an der 
Entzerrung der kalten Progression. 
 

Welche finanziellen Auswirkungen hat die 
Gemeinde Henstedt-Ulzburg in den nächsten 
Jahren durch eine Steuersenkung durch die 
Bundesregierung zu erwarten? 
Mit freundlichen Grüßen 
Horst Ostwald“ 

 

Steuererhöhungen sind kontraproduktiv  /  
Bildung, Kitas und Sozialbereich sichern 

Die Haushaltslage der Gemeinde Henstedt-
Ulzburg ist äußerst angespannt. Hohe 
Investitionen in Schulen und 
Kindertagesstätten haben die Verschuldung 
der Gemeinde in den letzten Jahren nach oben 
getrieben. Die Verschuldung wird sich 2012 

um 4,1 Millionen Euro auf 37,7 Millionen Euro 
erhöhen. Eine Verbesserung ist nach heutiger 
Einschätzung frühestens 2014 zu erwarten. 
Für die SPD-Fraktion waren die Investitionen 
in Bildung und Erziehung dennoch richtig und 
wichtig für die zukünftige Entwicklung der 
Gemeinde. Sie sieht allerdings auch die 
Notwendigkeit, dass die Verantwortlichen die 
Einnahmen und Ausgaben noch einmal auf 
den Prüfstand stellen. 
Die SPD-Fraktion hat dieses auf einer 
Klausurtagung gemacht und wird in den 
Fachausschüssen Vorschläge zur 
Ausgabenminderung machen. Dazu gehören 
Einsparungen in der Bauleitplanung ebenso 
wie Einschränkungen bei der Ausstattung 
gemeindlicher Einrichtungen. 
Eventuellen Vorschlägen anderer Fraktionen 
zur Erhöhung der Gebühren in 
Kindertagesstätten wird die SPD-Fraktion nicht 
folgen, für Einschränkungen im Sozialbereich 
gibt es keinen Spielraum. 
Die vom Bürgervorsteher Schäfer (WHU) ins 
Spiel gebrachte Erhöhung der kommunalen 
Steuern wurde lange diskutiert – und 
abgelehnt. Mit der SPD-Fraktion wird es 2012 
keine Steuererhöhungen geben. 
Dazu unser Fraktionsvorsitzender Horst 
Ostwald: "Steuererhöhungen erscheinen 
immer als ein schneller Weg zu 
Mehreinnahmen, sie sind aber kein 
Allheilmittel und für die nachhaltige 
Entwicklung der Gemeinde und die 
strukturellen Kommunalfinanzen des Landes 
eher kontraproduktiv." 

Besucht uns unter:  

www.spd-hu.de 

 

Und ganz wichtig:  unsere Position zum 
CCU 

In einer Erklärung der SPD-Fraktion Henstedt-
Ulzburg heißt es: 

CCU plus Folgeinvestitionen als Chance zur 
Zentrumsentwicklung Henstedt-Ulzburgs 
 



„Die SPD-Fraktion in Henstedt-Ulzburg sieht in 
der Entwicklung eines Einkaufszentrums und 
den angekündigten weiteren Entwicklungen 
im Umfeld eine Chance für die seit vielen 
Jahren gewünschte städtebauliche 
Entwicklung im Zentrum der Gemeinde. 
Darüber hinaus rechnet sie mit weiteren 
Synergieeffekten in der zentralen Ortslage. 
Von Anbeginn an war es dabei das Ziel der 
Sozialdemokraten, bei der Planung die 
Interessen der Gemeinde und die Belange der 
Einwohnerinnen und Einwohner in die 
Entscheidung einzubeziehen. Dieses ist aus 
Sicht der SPD in vielen Ausschusssitzungen 
und Gesprächen mit den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie den Projektentwicklern 
gelungen. So wurde die ursprünglich über den 
Kirchweg geplante Anlieferung vollkommen in 
die Bahnhofstraße verschoben und aus den 
anfangs vorgesehenen Parkpaletten auf dem 
Dach des Gebäudes ist die Verpflichtung zu 
einer Tiefgarage geworden. Daran kann auch 
die immer wieder anders lautende 
Behauptung einiger WHU-Mitglieder nichts 
ändern: Parkpalletten auf den Dächern sind im 
Bebauungsplan verboten! 
 
Die SPD-Fraktion hat diese Fakten in ihre 
Abwägung mit einbezogen und ist zu dem 
Ergebnis gekommen, dem städtebaulichen 
Vertrag und der zweiten Auslegung des 
Bebauungsplanes zuzustimmen. 
Fraktionsvorsitzender Horst Ostwald: „Wir 
werden auch im weiteren Verfahren sehr 
genau abwägen und die Interessen der 
Gemeinde vertreten.“ Die SPD-Fraktion hat 
sich im Verfahren deutlich gegen ein SB-
Warenhaus von Kaufland ausgesprochen. 
Dieses soll auch nicht Bestandteil des CCU´s 
sein – geplant ist stattdessen ein 
Frischwarendiscounter. Darüber hinaus ist es 
unsere Forderung, durch die zukünftigen 
Anmieter im Zentrum mindestens ein 
mittleres Qualitätsniveau zu erreichen. 
 
Ohne Frage sieht auch die SPD-Fraktion das 
größte Problem in der Verkehrsbelastung auf 
der Hamburger Straße. Die CCU-
Projektentwickler müssen im weiteren 
Verfahren deutlich nachweisen, dass die 
Hamburger Straße den zu erwartenden 
Verkehr verkraften kann, ohne die 
Kapazitätsgrenzen zu überschreiten. Die 

Verkehrsgutachter gehen derzeit davon aus – 
die Landesbehörde für Straßenbau wird es zu 
überprüfen haben. Auch von diesem Ergebnis 
wird es abhängen, ob es eine 
Baugenehmigung für das CCU geben wird. 
Ostwald: "Die SPD hat den Dialog mit den 
Bürgerinnen und Bürgern während der fast 
zweijährigen Diskussion gesucht und wird das 
auch in dem noch nicht abgeschlossenen 
Verfahren so handhaben. Wir sind oft sachlich 
kritisiert und angegriffen worden. Das ist 
vollkommen normal in einem solchen Prozess 
und wir können damit leben und haben vieles 
in unsere Entscheidungen einbezogen.“ 
 
 

Besucht uns unter:  

www.spd-hu.de 

 

Aktivitäten im Ortsverein – eine 
Rückschau 

 

Ortsvereinsvorstand trifft SPD-Spitzenkandidat in der Fun-
Arena v.l. JürgenSass-Olker, Torsten Albig, Reinhard Kunde 

Auch der Ortsverein war 2011 sehr fleißig, es 
wurde erneut eine ganze Reihe von 
Veranstaltungen organisiert. Der 
Ortsvereinsvorsitzende Reinhard Kunde dazu: 
„Es fanden in 2011 erneut unser mittlerweile 
traditioneller Flohmarkt und unser ebenfalls 
traditioneller Laternenumzug statt. Während 
unser Flohmarkt leider durch das sprunghafte 
und doch sehr verregnete Sommerwetter 
benachteiligt wurde hatten wir mit dem 



Laternenumzug eindeutig mehr Glück. Es war 
sogar so gutes Wetter, dass wir bis zum Ende 
der Veranstaltung kurzärmelig an der 
Veranstaltung teilnehmen konnten. Und bei 
über 300 Teilnehmern war die ganze 
Veranstaltung auch ein großer Erfolg. Auch 
unser seit längerer Zeit wieder 
stattgefundenes Kinderfest („Piratenfest“) war 
ein toller Erfolg. Viele Kinder (mit ihren Eltern) 
haben sich als Pirat verkleidet auf den Weg 
gemacht um bei der SPD mit Spiel und Spaß 
einen schönen Tag zu erleben. Auch unsere 
Radtour wurde diesmal sehr gut von den 
Bürgern angenommen. Eine weitere sehr 
schöne Veranstaltung war unsere ÖPNV-Tour 
zum Freilicht-Museum Kiekeberg. Alle diese 
Veranstaltung sollen möglichst in 2012 
wiederholt werden. Nicht vergessen werden 
darf unsere Kulturveranstaltung zum Thema 
„Afghanistan einmal anders“. Dieser 
Kulturabend mit Folklore, Speisen und  
Gesprächen war hervorragend besucht und 
wird wohl nur sehr schwer zu toppen sein.“ 
Weiter verweist Kunde: „Außerdem haben wir 
in regelmäßigen Abständen Stände in den 
verschiedenen Ortsteilen durchgeführt, dabei 
Präsenz im Ort gezeigt und waren für die 
Bürger ansprechbar.“ Zu den traditionellen 
Parteiveranstaltungen gehören weiterhin 
unser immer im Februar stattfindendes 
Grünkohlessen, zudem noch eingeladen wird,  
sowie unser traditionelles Rotkohlessen  mit 
Jubilarsehrungen im November. Dieses Jahr 
haben wieder zwei Genossen, Richard Birk 
und Horst Gresens, ihre verdiente Urkunde 
und die goldenen Nadeln für 50 Jahre 
Parteizugehörigkeit bekommen. Auch weitere 
Jubilare wurden für 25 und 35-jährige 
Parteizugehörigkeit geehrt. Sehr 
beachtenswert! Die Jubilarsehrungen wurden 
durch unseren Kreisvorsitzenden Andreas 
Beran, unserem Landtagskandidaten Stefan 
Weber und dem Ortsvereinsvorsitzenden 
Reinhard Kunde vorgenommen. 

Reinhard verweist auf die gute 
Zusammenarbeit im Ortsverein und bedankt 
sich ausdrücklich bei den Genossen, die an 
den Aktivitäten beteiligt waren, sei es bei der 
Organisation der Veranstaltungen, beim 
Plakatieren, bei der Mitarbeit am Stand vor 
Ort und und und… Auch den Mitgliedern der 
Fraktion gebührt Dank für ihre ehrenamtlich 

geleistete Arbeit zum Wohle der Gemeinde. 
Ohne die solidarische Zusammenarbeit vieler 
Genossen ist ein Ortsverein wie unserer nicht 
zu führen. 

Ich wünsche allen Genossinnen und 
Genossen, auch im Namen unseres 
Fraktionsvorsitzenden Horst 
Ostwald, ein ruhiges, besinnliches 
Weihnachtsfest und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr mit ganz viel 
Glück und noch mehr Gesundheit. 

 

 

Und zuletzt noch mal etwas zum Schmunzeln: 

 

 

 

 

Besucht uns unter: 
www.spd-hu.de 

       

    

   Termine im Frühjahr 2012 

Januar 



05.01.2012 Vorstandsitzung  
  20.00 h  Bürgerhaus 

 

Februar 

02.02.2012  Vorstandssitzung  
  20.00 h Henstedter Hof 

17.02.2012 Grünkohlessen im Bürgerhaus-
Restaurant (Einladung kommt!)  

25.02.2012 Stand Ulzburg / EDEKA 
  ab 9.00 h 

 

März 

01.03.2012 Vorstandssitzung  
  20.00 h Bürgerhaus 

10.03.2012 Stand Ulzburg / EDEKA 
  ab 9.00 h 

24.03.2012 Stand Ulzburg-Süd / EDEKA
  ab 9.00 h  

Evtl. Kulturveranstaltung !! 

 

Osterferien 30.03. – 13.04.2012 

April 

05.04.2012 Vorstandssitzung  
  20.00 h Rhener Treff 

21.04.2012 Stand Ulzburg  
  ab 9.00 h 

26.04. 2012 Stand Rhener Markt 
  ab 13.00 h 

Änderungen sind nicht angestrebt, aber 
möglich!! 

Verantwortlich für die Erstellung des Infobriefes: 

SPD Henstedt-Ulzburg 

Reinhard Kunde, Schlesienstr. 54, 24558 Henstedt-Ulzburg 

Tel.: 04193 – 80 81 37, Mobil 0163-90748 39 

Mail to:  Reinhard.kunde@spd-hu.de   

Besuchen Sie uns unter: www.spd-hu.de  

 

Fragen und Anregungen zu Inhalten und Gestaltung 
gerne an mich! 
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